
II.
Für die Durchführung des Kassationsverfahrens sind 

drei Bestimmungen des Gesetzes vom 8. Dezember 
194*9 von entscheidender Bedeutung, nämlich

die Bestimmung, daß auch in Zivilsachen dem 
Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik — und zwar ihm allein — die Befugnis 
beigelegt worden ist, die Kassation rechtskräftiger 
Entscheidungen zu beantragen (§ 13 Abs. 2 des Ge
setzes);
die weitere Bestimmung, daß die Kassation nur zu
lässig ist, wenn die anzufechtende Entscheidung ent
weder auf einer Gesetzesverletzung beruht oder 
wenn sie gröblich der Gerechtigkeit widerspricht 
(§ 12 des Gesetzes);
und endlich die Bestimmung, daß auf das Verfah
ren in Zivilsachen die Vorschriften der ZPO ü b e r  
d i e  R e v i s i o n  entsprechende Anwendung Anden, 
soweit sich aus dem Gesetz vom 8. Dezember 1949 
nicht etwas anderes ergibt. Dabei ist der § 546 ZPO, 
der die Zulässigkeit der Revision in Rechtsstreitig
keiten über vermögensrechtliche Ansprüche vom 
Vorliegen einer Beschwerdesumme' abhängig macht, 
ausdrücklich und mit Recht für unanwendbar er
klärt worden (§ 14 des Gesetzes).

Daraus ergeben sich folgende Schlußfolgerungen:
Wenn die Befugnis zur Stellung von Kassationsan

trägen ausschließlich der höchsten Stelle der Staats
anwaltschaft in der Deutschen Demokratischen Repu
blik übertragen worden ist, so ist damit in bündigster 
Form zum Ausdruck gebracht, daß es sich auch bei der 
Kassation in Zivilsachen nicht etwa um ein „Rechts
mittel“ im Sinne der ZPO handelt, also — wenn man 
die gebräuchlich gewordene Unterscheidung über
haupt beibehalten will — weder um ein ordentliches, 
noch um ein außerordentliches Rechtsmittel; denn für 
diese Rechtsmittel der ZPO — wie immer sie heißen 
mögen und geordnet sind — ist es begriffswesentlich, 
daß sie von e i n e r  d e r  P r o z e ß p a r t e i e n  ein
gelegt werden müssen. Sie dienen also allein der 
Geltendmachung und dem Schutze der p r i v a t e n  
Interessen der Parteien und sind daher sowohl bei 
ihrer Einlegung wie bei ihrer Durchfühlung an den 
privaten Willen dieser Parteien gebunden. Es wäre niun 
ein grundlegender Irrtum, wollte man etwa annehmen, 
daß dem § 11 des Gesetzes vom 8. Dezember 1949 die 
Absicht innewohne, dem Generalstaatsanwalt eine 
Parteirolle in einem Zivilprozeß zuzuweisen. Davon 
kann schon deshalb keine Rede sein, weil ja der Prozeß, 
ehe ein Kassationsantrag gestellt werden kann, rechts
kräftig abgeschlossen sein muß. Es ist also in dem 
Augenblick des Eingreifens des Generälstaatsanwalts 
überhaupt kein Prozeßverfahren anhängig. Aber — 
und das ist für die Klärung aller mit dem Wesen der 
Kassation zusammenhängenden Fragen von ent
scheidender Bedeutung — es wird auch durch den An
trag des Generalstaatsanwalts nicht etwa der frühere, 
durch das angegriffene Urteil abgeschlossene Rechts
streit von neuem „rechtshängig“; das Kassationsver
fahren bildet für den Rechtsstreit, auf den es sich be
zieht, keine „dritte Instanz“.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokrati
schen Republik wird vielmehr im Kassationsverfahren 
stets von A m t s  w e g e n  tätig und ist in dem Ver
fahren weder Partei noch Streitgehilfe einer der 
früheren Prozeßparteien. Diese haben, auch wenn das 
Urteil die im § 12 vorgesehenen Mängel haben sollte, 
weder einen Rechtsanspruch auf Einleitung des 
Kassationsverfahrens noch etwa die rechtliche Mög
lichkeit, ein solches Verfahren in Gang zu setzen. Das 
schließt nicht aus, daß sie beim Generalstaatsanwalt 
entsprechende Anregungen geben können, was aber 
auch von jeder beliebigen dritten Seite aus geschehen 
kann.

Der Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts hat 
mit der prozeßmäßigen Verfolgung des Klaganspruches 
d u r c h  d i e  P a r t e i e n  rechtlich betrachtet über
haupt nichts zu tun. Wül man davon sprechen, daß 
im Kassationsverfahren ein „Anspruch“ rechtshängig 
wird, so ist dies nicht der Klaganspruch, sondern ein

gesetzmäßig zur Zuständigkeit des Obersten Gerichts 
verwiesener Anspruch der staatlich geordneten Gesell
schaft darauf, daß ein rechtswidriges oder gröblich un
gerechtes Urteil auch dann nicht bestehen bleiben soll, 
wenn es, aus welchen Gründen immer, die Rechtskraft 
erlangt haben sollte.

Damit steht auch nicht etwa im Widerspruch, daß 
das Oberste Gericht unter Umständen, wenn auch nur 
in seltenen Fällen, durch den Kassationsantrag in die 
Lage versetzt werden kann, selbst eine Sachentschei
dung zu treffen (vgl. § 595 Abs. 3 ZPO). Ein solches 
Urteil ergeht dann nicht kraft des in die prozeßrecht
lichen Formen gekleideten Willens der Parteien, 
sondern kraft eines gesetzlich zugelassenen und geord
neten Hoheitsüktes der Staatsgewalt.1)

Daraus folgt, daß die früheren Prozeßparteien im 
Kassationsverfahren nicht die rechtliche Stellung einer 
„Partei“ im Sinne der ZPO innehaben. Sie sind viel
mehr lediglich als „Beteiligte“ an dem Verfahren an
zusehen und prozeßrechtlich als solche zu behandeln. 
Darauf werden sie und ihre etwaigen Vertreter sowohl 
bei einer etwaigen Erwiderung auf den Kassations
antrag des Generalstaatsanwalts wie auch in der münd
lichen Verhandlung stets ihr Augenmerk zu richten 
haben, wenn sie wirklich der Sache und damit auch 
ihrem eigenen wohlverstandenen Interesse dienen 
wollen. Das Wesen des Kassationsverfahrens als eines 
Rechtsinstituts, das dem Parteiwillen oder gar der 
Parteiwillkür grundsätzlich entrückt sein und bleiben 
muß, bedingt es also, daß die Parteien und ihre Ver
treter mit „Anträgen“ im Sinne der ZPO (vgl. z. B. 
§§ 130 Ziff. 2, 137 Abs. 1, 253 Abs. 2, 518 Abs. 2, 554 
Abs. 3 Ziff. 1), also auch mit Beweis-„Anträgen“, nicht 
gehört werden können. Das Kassationsverfahren kann 
und darf vielmehr, unbeschadet des rechtlichen Gehörs 
der Parteien, nur durch den im Kassationsantrage sich 
verkörpernden öffentlichen Willensakt und dessen Be
gründung Inhalt und Begrenzung erfahren. Damit 
klärt sich auch die Bedeutung des § 14 des Gesetzes, 
insoweit dieser eine „entsprechende“ Anwendung der 
Vorschriften der ZPO über die Revision im Kassations- 
Verfahren vorsieht. Er ändert nichts am Wesen des 
Kassationsverfahrens, sondern ist lediglich eine den 
f o r m a l e n  Ablauf des Verfahrens regelnde Vor
schrift.

Die im § 13 Abs. 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 
1949 vorgesehene Frist von einem Jahr, innerhalb 
deren der Kassationsantrag zulässig ist, schließt die 
Anwendung der Vorschriften des § 552 ZPO über die 
Revisionsfrist aus. Sie hat andererseits aber nicht, wie 
die Revisionsfrist, den Charakter einer Notfrist, sondern 
ist, da auch die §§ 230 bis 233 ZPO, weil nur für das 
eigentliche Parteiverfahren passend, nicht anwendbar 
sind, als A . u s s c h l u ß f r i s t  anzusehen, gegen deren 
Versäumung eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gemäß §§ 2331 bis 238 ZPO nicht zulässig ist.

Das Kassationsverfahren kennt seinem Wesen nach 
auch k e i n e  B e g r ü n d u n g s f r i s t  u n d  k e i n e n  
R ü g e z w a n g ,  wie sie § 554 ZPO für das Revisions
verfahren vorsieht. § 13 Abs. 2 des Gesetzes vom 8. De
zember 1949 regelt auch diese Frage erschöpfend und 
zwar dahin, daß dem Generalstaatsanwalt lediglich die 
Pflicht auferlegt wird, den Antrag auf Kassation tat
sächlich und rechtlich zu begründen, selbstverständlich, 
so muß man hinzufügen, so ausreichend zu be
gründen, daß Umfang und Endziel des Antrages 
daraus deutlich und widerspruchslos erkennbar sind. 
Wie und wann aber der Generalstaatsanwalt dieser 
Verpüichtung nachkommt, steht allein in seinem pflicht- 
mäßigen Ermessen. Es können also vorsorglich, d. h. 
unter Vorbehalt der späteren Begründung erfolgende 
Kassationsanträge nicht als schlechthin unzulässig be
zeichnet werden. Sie werden sich vielmehr zur Wah
rung der Kassationsfrist in dringlich gewordenen Fällen 
nicht immer vermeiden lassen. Enthält aber der Kassa-

i) Der Generatstaatsanwalt der Deutschen Demokratisichen 
Repuplik hat also im Kassationsverfahren eine grundsätzlich 
andere Stellung als der Staatsanwalt in den von der ZPO bereite 
geregelten Fällen seiner Mitwirkung in Zivilsachen (Ehenichtig
keitsklage, Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes), in denen 
der Staatsanwalt echte Prozeßpartei k r a f t  A m t e s  oder 
gegebenenfalls Streitgenosse der mitklagenden Prozeßpartei ist.
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